7

ANSPRACHE DES APOSTOLISCHEN NUNTIUS,

ERZBISCHOF DR. ERWIN JOSEF ENDER,

ZUM 40. JAHRESTAG DES NIEDERSACHSENKONKORDATES

(Hannover, 26. Februar 2005)

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

Exzellenzen, sehr geehrte Vertreter von Staat und Kirche, 

sehr geehrte Damen und Herren!

40 Jahre Niedersachsenkonkordat. Das ist im Kontext einer fast 2000jährigen Kirchengeschichte eine kurze Zeitspanne. Mit Blick auf eine immer schneller sich verändernde Gesellschaft lohnt es sich dennoch, ein 40jähriges Jubiläum zu feiern. Die Geschichte des Verhältnisses von Staat und Kirche ist sehr abwechslungsreich gewesen. Sie weiß von Machtkämpfen zwischen Kirche und Staat zu berichten, von Unterdrückung der Kirche und vom Staatskirchentum, aber auch von Verständigung und Kooperation. 

Die Geschichte hat auch gezeigt, dass demokratische Staaten sich dadurch auszeichnen, dass sie zu den Religionsgemeinschaften weitgehend ein geregeltes Verhältnis haben. 

Das Selbstverständnis des modernen demokratischen Staates hat ein positives Verhältnis der Kirche zum religiös und weltanschaulich neutralen Staat möglich gemacht. Die institutionelle und geistige Eigenständigkeit von Kirche und Staat in der Demokratie bedeutet für die Kirche Angebot und Verpflichtung zugleich. Bei Anerkennung der pluralen gesellschaftlichen Kräfte, die nicht selten ihre Gruppeninteressen über das Gesamtinteresse stellen, ist für den Staat die Wahrung des Gemeinwohls schwieriger geworden, zumal die politischen Parteien wegen ihrer Abhängigkeit von den Wählerstimmen immer in Versuchung stehen, in die Abhängigkeit von organisierten Interessen zu geraten. Hier ist die Kirche gleichsam das öffentliche Gewissen. Ihre Aufgabe ist es, Staat und Gesellschaft immer wieder an das Gemeinwohl zu erinnern. Andererseits muss die Kirche auch in einer pluralistischen Welt ihr eigenständiges Recht ungehindert wahrnehmen können und für eine gerechte Berücksichtigung ihrer Interessen zur freien Entfaltung der Glaubensausübung ihrer Angehörigen in der staatlichen Gemeinschaft eintreten. Die geregelte Beziehung zwischen den Religionsgemeinschaften und den staatlichen Strukturen ist eine wesentliche Voraussetzung für die geistige Entwicklung, für die Wahrung der Menschenrechte und insbesondere für die innere Stabilität und den inneren Frieden in einem Land. 

Gerade der auf weltanschauliche Neutralität aufgebaute moderne Staat benötigt ein Wertebewusstsein seiner Bürgerinnen und Bürger, das auch auf deren religiösen Einstellungen beruht. Deshalb ist es konsequent, wenn in der neueren Staatsrechtslehre davon gesprochen wird, "dass der freiheitliche säkularisierte Staat von Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht garantieren kann" (Ernst-Wolfgang Böckenförde). 

Grundpfeiler eines verlässlichen Verhältnisses zwischen den staatlichen Organen und den Religionsgemeinschaften der Staatsbürgerinnen und Staatsbürger sind die jeweilige Unabhängigkeit und Eigenständigkeit. In der Pastoralkonstitution des Zweiten Vatikanischen Konzils "Gaudium et spes“ heißt es über das Verhältnis von Staat und Kirche: "Die politische Gemeinschaft und die Kirche sind auf je ihrem Gebiet voneinander unabhängig und autonom. Beide aber dienen, wenn auch in verschiedener Begründung, der persönlichen und gesellschaftlichen Berufung der gleichen Menschen. Diesen Dienst können beide zum Wohl aller um so wirksamer leisten, je mehr und besser sie rechtes Zusammenwirken miteinander pflegen, dabei sind jeweils die Umstände von Ort und Zeit zu berücksichtigen" (Nr. 76). Die Pastoralkonstitution betont, dass die Kirche in keiner Weise in ihrer Aufgabe und Zuständigkeit mit der bürgerlichen Gesellschaft zu verwechseln und keinem politischen System verpflichtet ist. Die Unabhängigkeit und Eigenständigkeit von Staat und Kirche ermöglichen ein geordnetes und fruchtbares Zusammenwirken zum Wohle aller Menschen in einem Land. 

Im Zeitalter der Globalisierung gewinnt dieser Aspekt der gemeinsamen Sorge für die Menschen auch eine internationale Dimension; gerade auch für die Menschen in den Staaten, die wir als Entwicklungsländer zu bezeichnen pflegen. Dass diese globale Verantwortung einer weltweiten und einheitlichen Religionsgemeinschaft, wie es die katholische Kirche ist, besonders wichtig erscheint, liegt auf der Hand. In seiner Sozialenzyklika "Sollicitudo rei socialis" schreibt Papst Johannes Paul II.: "Mehr als in der Vergangenheit werden sich die Menschen heute dessen bewusst, durch ein gemeinsames Schicksal verbunden zu sein, das man vereint gestalten muss, wenn die Katastrophe für alle vermieden werden soll (Nr. 26) ... Die Verpflichtung, sich für die Völker einzusetzen, ist nicht nur von individueller und noch weniger von individualistischer Art, als ob es möglich wäre, sie mit den isolierten Anstrengungen der Einzelnen zu erreichen. Es ist eine Pflicht für alle und jeden, für Mann und Frau, für Gesellschaften und Nationen, im besonderen aber für die katholische Kirche und für die anderen Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften, mit denen wir zur Zusammenarbeit auf diesem Gebiet voll bereit sind" (Nr. 32). Zum Proprium der Kirche zählt ihr Engagement, Gerechtigkeit und Liebe innerhalb der einzelnen  Völker und zwischen den Völkern weiter zu entfalten. Freiheit und Würde des Menschen sowie der Dienst an Mensch und Welt begründen ein Staats- und Ordnungsverständnis der katholischen Kirche, das zugleich Ausdruck ihrer heilsgeschichtlichen Sendung ist. 

Eine gemeinsame Aufgabe der Staaten und Religionsgemeinschaften ist es, sich für das Wohl aller Menschen einzusetzen. Und dabei ist es hilfreich, wenn die Staaten zu ihren Religionsgemeinschaften in einem positiven Verhältnis stehen. Die Art und Weise, wie dieses Verhältnis sowohl national als auch international zweckmäßig und fruchtbar zu gestalten ist, ist so vielfältig, wie es die bunte Vielfalt der Staaten einerseits und die der Religionsgemeinschaften andererseits ist. 

Das heutige Konkordatsjubiläum gibt uns Anlass, aus dem Reichtum dieser Gestaltungsmöglichkeiten ein besonders wichtiges Instrument näher zu betrachten, nämlich die Konkordate. Der Begriff Konkordat stammt vom lateinischen Wort "concordare", das sich mit einig sein, übereinstimmen, harmonieren übersetzen lässt. In einem Konkordat einigen sich Staat und Kirche über wichtige Betätigungsfelder der Kirche in einem Land. Die Konkordate als freiausgehandelte dauerhafte Vereinbarungen sind Zeugnis der Eigenständigkeit und Unabhängigkeit von Kirche und Staat. Ein solcher Vertrag setzt die Gleichrangigkeit der Partner voraus. Wer Verträge miteinander schließt, macht die gegenseitige Anerkennung der Vertragspartner öffentlich deutlich. 

Unser heutiges Jubiläum des Niedersachsenkonkordates lädt uns ein, einen Augenblick über Kontinuität und Wandel in konkordatären Beziehungen nachzudenken. 

Konkordate sind auf Dauer angelegt und beinhalten Vereinbarungen von grundsätzlicher und langfristiger Bedeutung. Dies besagt jedoch nicht, wie es mitunter missverstanden wird, dass dadurch  bestimmte gerade bestehende Beziehungen und Verhältnisse ein für allemal "zementiert" würden. Ein Blick in die deutsche Konkordatsgeschichte, insbesondere in die letzten Jahrzehnte, lässt erkennen, dass dies ein unberechtigtes Vorurteil ist. Hier finden wir verschiedene kleinere und größere Änderungen von konkordatären Vereinbarungen, die gemäß der Freundschaftsklausel durch offene und zum Teil auch kontrovers geführte Verhandlungen in vollem gegenseitigem Einvernehmen erzielt wurden. Es ist also kein bloßes Wunschdenken, wenn man die Freundschaftsklausel als einen Ersatz für die sonst im Völkerrecht oft verwendete Kündigungsklausel bezeichnet. Auch Konkordate sind einem geschichtlichen Wandel ausgesetzt. Wie Sie wissen, haben die Bemühungen um eine dauerhafte Gestaltung der Beziehungen zwischen dem Land Niedersachsen und der katholischen Kirche ihren entscheidenden Impuls von dem Streit um die Gestaltung des Schulwesens in diesem Land bekommen. Dieser Streit konnte auch durch den mit beachtlichem Aufwand geführten Konkordatsprozess vor dem Bundesverfassungsgericht nicht in friedensstiftender Weise gelöst werden. Um in diesem heftigen öffentlichen Streit zu einer beiderseits annehmbaren Lösung zu kommen, mussten Regelungen gefunden werden, die an manchen Stellen einen engen Bezug zur niedersächsischen Schulgesetzgebung aufwiesen. Nun zeichnet  sich aber die Schulgesetzgebung der einzelnen Bundesländer bekanntlich durch eine beachtliche Dynamik aus. Das führte in Niedersachsen dazu, dass sich im Zuge der Änderungen im niedersächsischen Schulwesen öfter die Notwendigkeit ergab, die konkordatären Regelungen solchen Entwicklungen anzupassen. Dies ist immer wieder geschehen, teils durch Änderungen des Konkordatstextes selbst, teils durch Änderungen unterhalb der formellen Konkordatsebene, zuletzt am 30. März 2004 im Zusammenhang mit der Auflösung der Orientierungsstufe. Insofern ist das Niedersachsenkonkordat durchaus mit der Zeit gegangen; fernab von etwaigen "Zementierungen". 

Die vorbereitenden Gespräche zum Niedersachsenkonkordat haben ferner dazu geführt, dass ein "ständiger Kontakt" zwischen den Vertragspartnern schon während der Konkordatsverhandlungen institutionalisiert wurde, und zwar durch die Einrichtung des Katholischen Büros in Niedersachsen. Diese Verbindungsstelle, die sich des Vertrauens beider Seiten erfreut, leistet die unersetzliche tägliche Kontaktarbeit zwischen dem Land und der Kirche. 

So zeigt gerade der Gegenstand unserer heutigen Jubiläumsfeier, das Niedersachsenkonkordat, dass Konkordate bei Anwendung der Freundschaftsklausel eine fruchtbare Synthese zwischen Kontinuität und Wandel zu Wege bringen können. Dies ist, meine Damen und Herren, in meinen Augen der Garant dafür, dass sie auch in Zukunft ein geeignetes und wirksames Instrument für ein vertrauensvolles und fruchtbares Zusammenwirken von Staat und Kirche zum Wohle der Menschen und auch der Gesellschaft und der Völkergemeinschaft sein werden, selbst nachdem sie ihren klangvollen und geschichtsträchtigen Namen inzwischen weithin an den etwas farbloseren Begriff "Staatskirchenverträge" abgetreten haben. 

Dass Staatskirchenverträger, also Konkordate, auch heute noch modern sind, ist daran zu ersehen, dass alle neuen Bundesländer einen solchen Vertag mit dem Apostolischen Stuhl geschlossen haben. "Pate" für diese Verträge hat auch das Niedersachsenkonkordat gestanden, das heute vor 40 Jahren in diesen Räumen von Ministerpräsident Dr. Georg Diederichs und einem meiner Vorgänger, dem Apostolischen Nuntius Erzbischof Dr. Konrad Bafile, unterschrieben worden ist. Letzteren habe ich erst vor kurzen in Rom meinen Besuch abstatten können, wo er noch lebt und - so Gott will - bald das Alter von 102 Jahren erreichen wird.

Ich danke für Ihre freundliche Aufmerksamkeit.

